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Verfassunggebende preußische
Landesversammlung

Die Verfassunggebende preußische Landesversammlung stellte nach der

Auflösung des Preußischen Abgeordnetenhauses und des Preußischen

Herrenhauses zwischen 1919 und 1921 den Vorläufer des Preußischen

Landtags des Freistaats Preußen dar. 

Der preußische Rat der Volksbeauftragten entschied sich am

14. Dezember für die Einberufung einer Verfassunggebenden

preußischen Landesversammlung. Die Wahlen fanden am 26. Januar

1919 statt. Das alte Dreiklassenwahlrecht wurde abgeschafft und

durch eine allgemeines, gleiches und geheimes Männerwahlrecht

ersetzt. Die Wahlbeteiligung lag bei 74,79 Prozent. Die SPD erhielt bei

36,36 Prozent als stärkste Partei 145 Mandate. Das Zentrum, das als

Christliche Volkspartei antrat, erhielt als zweitstärkste Partei mit 22,28

Prozent 94 Mandate. Gemeinsam mit der DDP, die 16,19 Prozent der

Stimmen auf sich vereinen konnte und 65 Mandate erhielt, bildeten diese

beiden Parteien die "Weimarer Koalition" auf Landesebene unter dem

Ministerpräsidenten Paul Hirsch. (SPD). Nach dem Kapp-Putsch wurde

Hirsch 1920 durch Otto Braun (SPD) ersetzt. 

Die Landesversammlung konstituierte sich am 13. März 1919. Ihre

zentrale Aufgabe war die Erarbeitung einer Verfassung für den Freistaat

Preußen. Das "Gesetz zur vorläufigen Ordnung der Staatsgewalt in

Preußen" regelte die notwendigen verfassungsrechtlichen Fragen bis

zum Abschluss der Verfassungsberatungen. Am 30. November 1920

wurde die Verfassung mit den Stimmen von SPD, Zentrum, DDP und

DVP gegen die Stimmen der DNVP und der USPD bei Enthaltung der

Deutsch-Hannoverschen Partei angenommen.
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